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Aus der Beratungspraxis

Leitfaden für Asylpetitionen beim
Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages

von Birgit Schröder, Berlin1

I. Einführung

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages er-
hält jedes Jahr mehrere hundert Petitionen, die sich für
den weiteren Aufenthalt einer Asylbewerberin oder eines
Asylbewerbers im Bundesgebiet aussprechen. Die Praxis
hat gezeigt, dass häufig große Hoffnungen in den Peti-
tionsausschuss gesetzt werden, die oftmals jedoch nicht er-
füllt werden können. Dies hat verschiedene Gründe: Zum
einen ist der Petitionsausschuss kein “Härtefallausschuss”
und kann keine Entscheidung außerhalb der (restriktiven)
gesetzlichen Grundlagen treffen – etwa aus humanitären
Gründen oder unter Berücksichtigung einer erfolgten In-
tegration –; zum anderen werden Petitionen oft zu spät,
d. h. erst kurz vor der Abschiebung, eingereicht oder es lie-
gen keine offensichtlichen Fehler des Bundesamtes für die
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (BAFl) im Asyl-
verfahren vor.

Dieser Artikel möchte einen Überblick über die Mög-
lichkeiten und die Grenzen des Petitionsausschusses ge-
ben und eine Anleitung bieten, wann es in einem noch
laufenden oder bereits (negativ) abgeschlossenen Asylver-
fahren empfehlenswert sein kann, eine Petition beim Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bundestages einzureichen.

II. Rechtsgrundlage des Petitionswesens und

Zusammensetzung des Ausschusses

Art. 17 Grundgesetz (GG) besagt, dass jedermann das
Recht hat, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen
schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständige
Stellen oder an die Landesvolksvertretungen zu wenden.
Dieses seit Anfang der Bundesrepublik Deutschland im
Jahre 1949 im Grundgesetz verankerte Grundrecht kann
von “jedermann” wahrgenommen werden, also nicht nur
von deutschen Staatsangehörigen, sondern auch von Aus-
ländern, Staatenlosen oder bereits abgeschobenen Auslän-
dern. Aber auch Dritte, wie Unterstützerorganisationen,

Freunde, Nachbarn oder Verfahrensbevollmächtigte der
Asylbewerberin oder des Asylbewerbers, können eine Pe-
tition einlegen.

Art. 17 GG unterscheidet bei Petitionen zwischen Bit-
ten und Beschwerden. “Bitten” sind Forderungen und
Vorschläge für ein Handeln oder Unterlassen von staatli-
chen Organen, Behörden oder sonstigen Einrichtungen,
die öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Hierzu gehören
insbesondere Vorschläge zur Gesetzgebung, wie z. B. die
Forderung nach Änderung des Asylverfahrensgesetzes.2

“Beschwerden” sind Beanstandungen, die sich gegen ein
Handeln oder Unterlassen von staatlichen Organen, Be-
hörden oder sonstigen Einrichtungen wenden, die öffent-
liche Aufgaben wahrnehmen. Sie beziehen sich auf einen
konkreten Fall, eine persönlich erfahrene oder beobachtete
Ungerechtigkeit, wie z. B. eine ungenügende Anhörung
im Asylverfahren.

Die Zuständigkeit des Deutschen Bundestages richtet
sich nach den verfassungsrechtlichen Kompetenzen des
Bundes. Soweit “Bitten” zur Gesetzgebung vorgetragen
werden, berührt dies die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes nach Art. 70 ff. GG. Bei “Beschwerden” ist der
Bundestag immer dann zuständig, wenn die Bundesregie-
rung für das Verhalten der Verwaltung unmittelbar oder
mittelbar verantwortlich ist.3 Mit Art. 45 c GG erhielt der
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 1975 einen
festen Platz in der Verfassung. Die Befugnisse des Aus-
schusses zur Überprüfung von Beschwerden sind im Ge-
setz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des
Deutschen Bundestages vom 19. Juli 1975 (BGBl I
S. 1921) festgeschrieben. Des weiteren beschließt der Aus-
schuss zu Beginn jeder Legislaturperiode gemäß § 110
Abs. 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages
(GO BT) seine Verfahrensgrundsätze.4

Der Petitionsausschuss der 15. Legislaturperiode um-
fasst 25 Mitglieder; die Zusammensetzung regelt sich nach
dem Stärkeverhältnis der Fraktionen im Parlament (11
Mitglieder SPD, 10 Mitglieder CDU, 2 Mitglieder Bünd-
nis 90/Die Grünen, 2 Mitglieder FDP). Vorsitzende des
Petitionsausschusses ist die Abgeordnete Marita Sehn
(FDP), stellvertretender Vorsitzender der Abgeordnete
Klaus Hagemann (SPD). Der Petitionsausschuss tagt in
den Sitzungswochen jeweils Mittwoch früh, die Sitzungen
finden aus Gründen des Datenschutzes grundsätzlich
nicht öffentlich statt. Im Rahmen des Gebotenen erfolgt
jedoch eine Berichterstattung im Informationsdienst

1 Die Autorin ist Referentin in der Bundestagsverwaltung. Der Beitrag gibt die private Auffassung der Autorin wieder.

2 Im vorliegenden Artikel wird nicht näher auf die sog. “Legislativpetitionen” eingegangen. Der Ablauf des Petitionsverfahrens un-
terscheidet sich aber kaum von demjenigen, welches vorliegend für “Beschwerden” gegen ein Handeln oder Unterlassen der Verwal-
tungsbehörden beschrieben wird. Auch bei Legislativpetitionen wird im Regelfall das zuständige Bundesministerium um
Stellungnahme zu der vorgeschlagenen Gesetzesänderung ersucht. Wird das betreffende Gesetz zum Zeitpunkt der Petitionsbearbei-
tung in einem Fachausschuss beraten, so wird jedoch noch eine Stellungnahme des Fachausschusses vor Bescheidung der Petition ein-
geholt (§ 109 Abs. 1 i.V.m. § 62 Abs. 1 GO BT).
3 Siehe näheres zur Zuständigkeit der Landespetitionsausschüsse unten Punkt III. 2.

4 Siehe zu den Rechtsgrundlagen die kostenlos vom Deutschen Bundestag erhältliche Broschüre “Stichwort Petitionen” oder auf
der Homepage des Deutschen Bundestages (http://www.bundestag.de) unter Gremien/ Ausschüsse – Petitionsausschuss.



“heute im Bundestag (hib)”, und wichtige Fälle werden
unter Wahrung der Anonymität auch im Jahresbericht des
Petitionsausschusses vorgestellt.

III. Das Petitionsverfahren

Das Petitionsverfahren beim Petitionsausschuss des
Deutschen Bundestages ist ein zweigeteiltes Verfahren:
Zunächst wird die Petition vom Ausschussdienst des Peti-
tionsausschusses bearbeitet, bevor sie, falls eine parlamen-
tarische Entscheidung notwendig wird, den Abgeordneten
des Petitionsausschusses zur Berichterstattung übergeben
und schließlich dem Plenum des Deutschen Bundestages
gemäß § 112 Abs. 1 GO BT vorgelegt wird.

1. Das Einreichen einer Petition

Weil das Petitionsrecht ein allgemeines, d. h. jeder Bür-
gerin und jedem Bürger zustehendes Recht ist, muss es
auch mühelos in Anspruch genommen werden können.
Deshalb gilt für den Petenten nur die Auflage, sich schrift-
lich (mit Adresse und Unterschrift) zu äußern.5 Wird eine
Petition für einen Dritten eingelegt, so ist aus Daten-
schutzgründen auch eine Vollmacht erforderlich. Das Ein-
reichen der Petition per Internet und E-Mail ist noch nicht
möglich, da hier die im amtlichen Schriftverkehr zur Zeit
noch erforderliche persönliche Unterschrift fehlt. Deshalb
werden die Absender dieser Zuschriften gebeten, die Ein-
gabe unterschrieben erneut an den Petitionsausschuss des
Deutschen Bundestages zu schicken. Wünschenswert und
sehr hilfreich ist bei Asylpetitionen, dass vom Petenten
oder dessen Vertreter mit der Eingabe zugleich die Be-
scheide des BAFl im Asylverfahren, das/die Verwaltungs-
gerichtsurteil(e) und weitere entscheidungsrelevante Do-
kumente in Kopie mit übersandt werden. Zudem sollte
möglichst kurz der bisherige Sachstand dargestellt und die
Gründe benannt werden, die Anlass für die Einlegung der
Petition geben.

2. Exkurs: Zuständigkeit der Petitionsausschüsse

der Landtage

Neben dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages gibt es bei den Landesvolksvertretungen ebenfalls Pe-
titions- oder Eingabeausschüsse, in einigen Bundeslän-
dern auch zusätzlich Bürgerbeauftragte oder Härtefallaus-
schüsse. Ausnahme ist hier einzig der Landtag von Nieder-
sachsen, der die Petitionen dem jeweiligen Fachausschuss
zuleitet. Im Bereich der Petitionen, die Fragen des Auslän-
der- und Asylrechts betreffen, sind die Petitionsausschüsse

der Landtage immer dann die richtigen Adressaten für eine
Petition, wenn die Landesbehörden (hier: die Ausländer-
behörden) für die erwünschte Maßnahme zuständig sind.
Dies kann zum Beispiel die Erteilung einer Aufenthaltsbe-
fugnis aufgrund einer Altfallregelung sein oder die Ertei-
lung jeder sonstigen Aufenthaltsgenehmigung. Obwohl
die Durchführung einer Abschiebung generell in die Zu-
ständigkeit der Ausländerbehörden fällt, kann es im Rah-
men einer Petition, in der Abschiebungshindernisse vor-
getragen werden, im Einzelfall problematisch sein, ob eine
Zuständigkeit des BAFl und damit des Petitionsausschus-
ses des Deutschen Bundestages gegeben ist oder ob die
Zuständigkeit der Ausländerbehörden für die und damit
des Petitionsausschusses des betreffenden Bundeslandes
vorliegt. Diese Abgrenzung hängt davon ab, ob in der Bun-
desrepublik bereits ein Asylverfahren durchgeführt wurde,
und falls ja, ob vom Petenten zielstaatsbezogene oder inlands-

bezogene Abschiebungshindernisse vorgetragen werden.
Zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG
sind solche, die dem Ausländer im Zielstaat der Abschie-
bung drohen. Inlandsbezogene Abschiebungshindernisse –
die von den Ausländerbehörden im Rahmen der Abschie-
bung gem. § 55 Abs. 2 AuslG geprüft werden müssen –
sind hingegen solche, die einer Vollstreckung der Ausrei-
sepflicht entgegenstehen, weil andernfalls ein geschütztes
Rechtsgut im Bundesgebiet verletzt würde (z. B. Suizidge-
fahr bei der Ausreise, Krankheit).6 Wurde noch nie ein
Asylverfahren durchgeführt und stellt der Petent auch bei
der Abschiebung keinen Asylantrag, so sind die Ausländer-
behörden zuständig. Wurde bereits ein Asylverfahren
durchgeführt und der Asylantrag abgelehnt, so bleibt das
BAFl weiterhin für die Prüfung der sog. zielstaatsbezogenen

Abschiebungshindernissen zuständig. So bereitete zum
Beispiel die Abgrenzung der Zuständigkeiten bei der Peti-
tion einer jugoslawischen Familie albanischer Volkszuge-
hörigkeit Schwierigkeiten, die um ein weiteres Aufent-
haltsrecht baten, da ihr minderjähriger Sohn schwer kör-
per- und geistig behindert war.7 Obwohl das Verwaltungs-
gericht festgestellt hatte, dass es sich bei der Behinderung
um ein “inlandsbezogenes Abschiebungshindernis” han-
dele, das von der Ausländerbehörde zu prüfen sei, stellte
sich diese auf den Standpunkt, dass das BAFl für die Prü-
fung zuständig sei, da eine Gefahr für die körperliche Un-
versehrtheit des Kindes aufgrund mangelnder Behand-
lungsmöglichkeiten im Kosovo erst bei Rückkehr in die
Heimat drohe. Aufgrund diverser Gespräche des Petitions-
ausschusses mit der Ausländerbehörde und dem BAFl führ-
te das BAFl schließlich ein Wideraufgreifensverfahren
durch und stellte das Vorliegen von zielstaatsbezogenen Ab-
schiebungshindernissen gemäß § 53 Abs. 6 AuslG fest.
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3. Vorprüfung durch den Ausschussdienst

Der Ausschussdienst prüft nach Eingang der Petition
zunächst, ob diese in seine verfassungsmäßige Zuständig-
keit fällt. Sollte dies nicht der Fall sein, wird die Petition an
den Petitionsausschuss des jeweiligen Landtages abgege-
ben bzw. zur Mitbehandlung an diesen übersandt, sofern
der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages nur für
Teilbereiche der Petition zuständig ist. Im Regelfall wird
danach zunächst das zuständige Bundesministerium (bei
Asylpetitionen: das Bundesministerium des Innern/BMI)
um Stellungnahme zu dem Anliegen des Petenten gebe-
ten. Nach Eingang der Stellungnahme des Ministeriums
wird diese vom Ausschussdienst geprüft. Die Stellungnah-
me dient hierbei neben dem Bescheid des BAFl und dem
Anhörungsprotokoll der Klärung des Sachverhaltes und
der Einordnung des Anliegens des Petenten.

Kann die Petition nach der Prüfung der Stellungnahme
erfolgreich abgeschlossen werden, da zum Beispiel das
BAFl aus Anlass der Petition von sich aus eine weitere (er-
folgreiche) Asylanhörung durchführt, wird der Petent ent-
sprechend informiert. Der Petitionsausschuss beschließt,
den Abschluss des Verfahrens zu empfehlen, und der
Deutsche Bundestag trifft seinen Beschluss entsprechend
dieser Empfehlung. Zeigt die Prüfung aber, dass noch Klä-
rungsbedarf besteht, zum Beispiel vom Petenten verspro-
chene ärztliche Gutachten noch ausstehen oder eine
Gegenäußerung zur Stellungnahme des BMI erforderlich
erscheint, wird der Petent angeschrieben und um Entspre-
chendes gebeten. Ebenso kann das BMI um eine ergänzen-
de Stellungnahme gebeten werden, wenn sich neue Fragen
ergeben oder die erste Stellungnahme ungenügend er-
scheint. Ist eine spezielle Auskunft zum Herkunftsland der
Asylbewerberin oder des Asylbewerbers notwendig, die
sich nicht aus dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes
(AA) ergibt, so wird das AA um Stellungnahme hierzu ge-
beten.

Ist in Kürze eine verwaltungsgerichtliche Entscheidung
zu erwarten, wird der Ausschussdienst im Einzelfall ent-
scheiden, ob ein Abwarten der verwaltungsgerichtlichen
Entscheidung sinnvoll ist oder ob das BMI oder das BAFl
um eine positive Entscheidung vor Abschluss des Ge-
richtsverfahrens gebeten werden. Ein Abwarten kann auch
dann sinnvoll sein, wenn noch umfangreiche Gutachten
zu erstellen oder Sachverständigenvernehmungen durch-
zuführen sind. Hier kann der Petitionsausschuss mit sei-
nen beschränkten Mitteln der Sachverhaltsaufklärung den
Gerichten nicht vorgreifen. Nach Ausgang des gerichtli-
chen Verfahrens steht es dem Petenten dann frei, sich er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden, wenn er (neue)

Gründe vortragen kann, die einer Abschiebung in sein
Heimatland entgegenstehen.

Ergibt die Prüfung durch den Ausschussdienst unter
Berücksichtigung der Stellungnahme des BMI, dass die
Petition keinen Erfolg haben wird, gibt es zwei Möglich-
keiten:

a) Dem Petenten wird diese Bewertung durch den Aus-
schussdienst ohne parlamentarische Prüfung mitgeteilt.
Widerspricht der Petent nicht binnen sechs Wochen dieser
Bewertung, wird das Petitionsverfahren abgeschlossen.
Petitionsausschuss und Deutscher Bundestag beschließen
entsprechend. Widerspricht der Petent, wird seine Petition
wie unter b) dargestellt, behandelt.

b) Der Ausschussdienst erstellt für die parlamentarische
Beratung eine Beschlussempfehlung mit Begründung.

4. Berichterstatterverfahren und Arten der

Beschlussempfehlungen

Die Beschlussempfehlung und Begründung des Aus-
schussdienstes wird von mindestens zwei berichterstatten-
den Abgeordneten, die der regierenden Koalition und der
Opposition angehören, geprüft. Im Einzelfall können auch
mehr als zwei Abgeordnete als Berichterstatter eingesetzt
werden, wenn der Petition zum Beispiel eine besondere
Bedeutung zukommt oder bereits mehrere Abgeordnete
verschiedener Fraktionen um die Berichterstattung gebe-
ten haben.8 In der Ausschusssitzung werden u. a. die Peti-
tionen einzeln aufgerufen und beraten, deren Über-
weisung zur Berücksichtigung oder zur Erwägung bean-
tragt wurde, zu denen beantragt wurde, sie den Fraktionen
zur Kenntnis zu geben, zu denen die Anträge der Bericht-
erstatter und der Vorschlag des Ausschussdienstes nicht
übereinstimmen, deren Einzelberatung beantragt wurde
oder bei denen beantragt wurde, einen Vertreter der Bun-
desregierung zu laden.9 Von der Möglichkeit einen Vertre-
ter der Bundesregierung – zumeist einen Staatssekretär –
in die Ausschusssitzung zu laden, wird im Fall von Asylpe-
titionen zunehmend Gebrauch gemacht. Häufig ist auch
schon ein Gespräch zwischen den Berichterstattern, die
hierzu vom Ausschuss beauftragt wurden, und dem Ver-
treter der Bundesregierung unter “vier Augen” erfolgreich,
so dass sich eine formelle Überweisung der Petition an die
Bundesregierung erübrigt. Der Petitionsausschuss hat zu-
dem die Möglichkeit, sich über die Anhörung von Zeugen,
Sachverständigen und dem Petenten selbst Sachkunde
über die Petition zu verschaffen.10

Nach Abschluss der Beratungen im Ausschuss wird die
Petition in eine monatlich zu erstellende sog. Sammel-
übersicht aufgenommen, die Petition wird dann mit ande-
ren auf die Tagesordnung des Deutschen Bundestages
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genommen und zur Abstimmung gestellt (§ 112 Abs. 1
GO BT). Der Petitionsausschuss kann dem Plenum des
Deutschen Bundestages verschiedene Beschlussempfeh-
lungen unterschiedlicher “Intensität” vorlegen:
– Eine Überweisung an die Bundesregierung “zur Be-

rücksichtigung”, wenn das Vorbringen des Petenten
dem Deutschen Bundestag begründet erscheint und er
eine Abhilfe für notwendig erachtet. Beschlussempfeh-
lungen “zur Berücksichtigung” werden im Regelfall nur
ausgesprochen, wenn eine bestimmte Reaktion der
Bundesregierung erwartet wird, wie zum Beispiel die
Rücknahme der Vorbehalte zur UN-Kinderrechtskon-
vention.

– Gibt die Eingabe Anlass zu einem Ersuchen an die Bun-
desregierung, das Anliegen noch einmal zu überprüfen
und nach Möglichkeiten der Abhilfe zu suchen, wird die
Petition der Bundesregierung “zur Erwägung” überwie-
sen. Dies ist der Regelfall bei begründeten Einzelpetitio-
nen, da der Petitionsausschuss schon aufgrund der Wei-
sungsunabhängigkeit der Einzelentscheider des BAFl
der Bundesregierung nicht vorgeben kann, eine be-
stimmte Asylentscheidung auszusprechen.

– Die “Überweisung als Material”, wenn im Einzelfall
nicht abgeholfen werden kann, die Eingabe jedoch als
Beispiel in zukünftige Gesetzentwürfe, Verordnungen
oder andere Initiativen einbezogen werden sollte.

– Die “schlichte Überweisung”, um die Bundesregierung
auf den Beschluss des Bundestages aufmerksam zu ma-
chen oder auf das Anliegen des Petenten besonderes auf-
merksam zu machen.

– Die “Kenntnisgabe an die Fraktionen”, wenn die Einga-
be als Anregung für eine parlamentarische Initiative ge-
eignet erscheint.

– Die “Zuleitung an das Europäische Parlament”, wenn
dessen Zuständigkeit begründet ist.

– Und schließlich die häufigste Art der Beschlussempfeh-
lung auf “Abschluss des Verfahrens”, wenn der Petition
entweder bereits im Laufe des Petitionsverfahrens abge-
holfen werden konnte oder dem Anliegen des Petenten
nicht entsprochen werden kann.
Jede Fraktion kann nach der Geschäftsordnung eine

Aussprache über eine Petition verlangen, in aller Regel
wird das Plenum jedoch der Sammelübersicht im Ganzen
zustimmen und den vom Petitionsausschuss empfohlenen
Beschluss fassen. Der Beschluss des Deutschen Bundesta-
ges, eine Petition “zur Berücksichtigung” oder “zur Erwä-
gung” der Bundesregierung zu überweisen, stellt keine
rechtlich verbindliche Äußerung des Parlaments dar. Sie
hat nur die Bedeutung einer das Innenverhältnis zwischen
Parlament und Exekutive berührenden politischen Emp-
fehlung.11 Nichtsdestoweniger kann die parlamentarische
Entscheidung Druck und Einfluss auf die Exekutive aus-
üben, zumal die Bundesregierung dazu verpflichtet ist, in

Berücksichtigungs- und Erwägungsfällen ihre abwei-
chende Haltung in der Regel innerhalb von sechs Wochen
gegenüber dem Petitionsausschuss darzulegen. In Materi-
alfällen erfolgt eine Berichterstattung innerhalb von einem
Jahr. Ist die Bundesregierung nicht bereit den Beschluss
umzusetzen, so kann der Petitionsausschuss erneut einen
Vertreter des entsprechenden Ministeriums in den Aus-
schuss laden und um Auskunft bitten.

IV. Möglichkeiten und Grenzen des

Petitionsausschusses bei Asylpetitionen

Dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages
stehen bei Bitten abgelehnter Asylbewerber um einen wei-
teren Aufenthalt im Bundesgebiet nur äußerst geringe Ein-
wirkungsmöglichkeiten zur Verfügung. Gemäß den ge-
setzlichen Vorschriften sind abgelehnte Asylbewerber
nach dem rechtskräftigen Abschluss ihres Asylverfahrens
grundsätzlich zur Ausreise verpflichtet. Auch der Peti-
tionsausschuss ist an diese Rechtslage gebunden und kann
selbst in Härtefällen keine Ausnahme erwirken. Der Aus-
schuss ist daher bei Petitionen von Asylbewerbern auf die
parlamentarische Kontrolle der Entscheidungen des BAFl
beschränkt. Da die rechtsverbindliche Entscheidung über
ein Asylverfahren dem BAFl und den Verwaltungsgerich-
ten obliegt, kann er kein eigenes, zweites Asylverfahren
durchführen, sondern muss seine Prüfung darauf be-
schränken, ob offensichtliche, gravierende Fehler in den
Verfahren des BAFl festzustellen sind. Sobald die Gerichte
über einen Asylantrag rechtskräftig entschieden haben,
sind die Entscheidungen der Gerichte für das BAFl bin-
dend. Nur im Rahmen der Feststellung von Abschie-
bungshindernissen gemäß § 53 AuslG ist ein Wiederauf-
greifen des Verfahrens durch das BAFl und auch nur inso-
weit eine Empfehlung des Petitionsausschusses möglich.

1. Zeitpunkt für das Einreichen einer Petition

Wann ist der richtige Zeitpunkt für das Einreichen ei-
ner Petition? Häufig erreichen den Petitionsausschuss
Eingaben sprichwörtlich in “letzter Minute”, d. h. die Ab-
schiebung soll in den nächsten Tagen erfolgen und
Rechtsmittel im einstweiligen Rechtsschutzverfahren blie-
ben erfolglos. Zu diesem Zeitpunkt ist die Möglichkeit des
Petitionsausschusses, einen (vorübergehenden) Verbleib
des Asylbewerbers in der Bundesrepublik Deutschland zu
erreichen, äußerst gering, da eine Petition beim Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundestages keine aufschieben-
de Wirkung entfaltet. Anders sieht es bei einigen Petitions-
ausschüssen der Landtage aus, für die mittels Erlass gere-
gelt ist, dass eine Duldung für die Dauer des Petitionsver-
fahrens erteilt werden kann. Da die Petitionsausschüsse
der Landtage jedoch nicht für die Überprüfung der Ent-
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scheidungen des BAFl, einer Bundesbehörde, zuständig
sind, betrifft die aufschiebende Wirkung nur diejenigen
Petitionen, deren Begehren in die Zuständigkeit der Aus-
länderbehörden fällt: zum Beispiel die Erteilung einer
Aufenthaltsbefugnis nach einer Altfallregelung. Die Erfah-
rung hat jedoch gezeigt, dass manche Ausländerbehörden
auch aufgrund des öffentlichen Drucks durch Presse und
Unterstützerorganisationen im Fall einer beim Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundestages anhängigen Petiti-
on von einer Abschiebung des Petenten vor Abschluss des
Petitionsverfahrens Abstand nehmen.

Empfehlenswert ist es, eine Petition so früh wie mög-
lich einzureichen, wenn Hinweise auf offensichtliche Feh-
ler und Ungenauigkeiten im Bundesamtsverfahren vor-
liegen.12 Frühester Zeitpunkt ist der Erlass des (negativen)
Asylbescheides im Asylerstverfahren, da zunächst ein ne-
gativer Verwaltungsakt und damit eine Beschwer des Pe-
tenten vorliegen muss. Eine Petition ist jedoch kein Ersatz
für ein Klageverfahren – daher sollte niemals auf die Mög-
lichkeit der Einlegung einer Klage oder eines Rechtsmittels
im einstweiligen Rechtsschutzverfahren verzichtet wer-
den! Eine Petition kann aber auch parallel zu einem ver-
waltungsgerichtlichen Verfahren eingereicht werden. Der
Petitionsausschuss wird hier im Einzelfall – wie oben be-
schrieben – entscheiden, ob ein Abwarten der verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidung sinnvoll ist oder ob das
Bundesinnenministerium und das BAFl um eine positive
Entscheidung vor Abschluss des Gerichtsverfahrens gebe-
ten werden. Die Entscheidungen der Gerichte kann der
Petitionsausschuss – im Gegensatz zu behördlichen Ent-
scheidungen – wegen der Dreiteilung der Staatsgewalt und
der Unabhängigkeit der Richter (Art. 20, 92, 97 GG) nicht
überprüfen. Eine Behandlung von Petitionen mit dem
Ziel, rechtskräftige Urteile aufzuheben oder in laufenden
Verfahren in die sachliche und persönliche Unabhängig-
keit der Gerichte einzugreifen, ist daher unzulässig. Dem
Petitionsverfahren offen steht jedoch das vom Gericht un-
zugänglich rechtlich erlaubte Verhalten der Prozesspartei-
en, wie zum Beispiel die Rücknahme der Klage durch den
Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten.13

Ist das Asylerstverfahren rechtskräftig abgeschlossen,
d. h. wurde der Bescheid des BAFl durch das Verwaltungs-
gericht bestätigt, so kann der Petitionsausschuss nicht
mehr das Asylerstverfahren auf offensichtliche Fehler des
BAFl hin überprüfen, da die Behörde an die rechtskräftige
Entscheidung des Gerichtes gebunden ist. Hingegen kann
ein eventuell durchgeführtes Asylfolgeverfahren auf offen-
sichtliche Fehler des BAFl untersucht werden. Der Peti-
tionsausschuss kann auch tätig werden, wenn der Petent

neue Gründe vorträgt, wie zum Beispiel exilpolitische
Aktivitäten, die nach der verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidung stattfanden und die eine Gefährdung bei Rück-
kehr in sein Heimatland wahrscheinlich machen. Zumeist
werden diese neuen Tatsachen oder neuen Beweismittel
auch einen Asylfolgeantrag rechtfertigen bzw. einen An-
trag auf Wiederaufgreifen des Verfahrens beschränkt auf
Abschiebungshindernisse gemäß § 53 AuslG.14 Es ist daher
sehr ratsam, parallel zur Einlegung einer Petition auch ei-
nen Asylfolgeantrag oder einen Wiederaufgreifensantrag
zu stellen, damit der Petitionsausschuss das Verfahren par-
lamentarisch begleiten kann. Ein Asylfolgeantrag ist auch
deshalb ratsam, da nur dadurch die Drei-Monats-Frist
gem. §§ 71 Abs. 1 AsylVfG i.V.m. § 51 Abs. 3 VwVfG für
die Geltendmachung neuer Tatsachen gewahrt werden
kann.

2. Offensichtliche, gravierende Fehler des BAFl im

Asylverfahren

Auch wenn die Einzelentscheider des BAFl hinsichtlich
ihrer Entscheidung über das Vorliegen einer Asylberechti-
gung im Sinne des Art. 16 a GG und eines Abschiebungs-
verbotes gemäß § 51 Abs. 1 AuslG weisungsungebunden
sind,15 dass heißt der Weisung und Verantwortung des
Bundesministeriums des Innern entzogen sind, kann der
Petitionsausschuss Beschwerden gegen Entscheidungen
des BAFl behandeln. Eine Petitionsüberweisung “zur Be-
rücksichtigung” ist jedoch nur soweit zulässig, wie die be-
schränkten Einflussmöglichkeiten des Ministers reichen.16

Unproblematisch sind Petitionen, die ausschließlich Ab-
schiebungshindernisse gemäß § 53 AuslG betreffen, da in-
soweit die Einzelentscheider weisungsabhängig sind.

Offensichtliche Fehler und Mängel im Asylverfahren
des BAFl, die der Petitionsausschuss überprüfen kann, lie-
gen zum Beispiel vor, wenn:
– in der Anhörung beim BAFl kein geeigneter Dolmet-

scher anwesend war, bzw. in eine Sprache übersetzt
wurde, die der Asylbewerber nicht einwandfrei versteht;

– die Anhörung nicht durch einen speziell geschulten
Einzelentscheider oder eine Einzelentscheiderin durch-
geführt wurde, obwohl Hinweise auf eine posttraumati-
sche Belastungsstörung oder eine geschlechtsspezifische
Verfolgung des Flüchtlings vorlagen;

– die Anhörung unzureichend durchgeführt wurde, d. h.
der Asylbewerber zum Beispiel seine politische Verfol-
gung nicht ausreichend darstellen konnte oder der Ein-
zelentscheider keine Dokumente des Asylbewerbers zur
Akte nehmen wollte;
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– wichtige Aspekte, die der Asylbewerber in der Anhö-
rung vorgetragen hat, im Bescheid des BAFl unberück-
sichtigt blieben;

– neue Erkenntnisse zum Herkunftsland vorliegen, die
eine andere Einschätzung der Gefährdungslage zur Fol-
ge haben;

– das BAFl sich nur auf einseitige Informationen gestützt
hat und gewichtige andere Informationen zur Gefähr-
dungslage vorliegen.
Besondere Schwierigkeiten ergeben sich häufig beim

Nachweis der beschriebenen gravierenden Mängel der
Asylanhörung. Hier steht oft die Aussage des BAFl bzw.
des Bundesministeriums des Innern (BMI) über die Kor-
rektheit der Anhörung gegen die Aussage des Petenten, die
Anhörung weise Fehler auf. Als Beispiel sei die Petition ei-
ner russischen Asylbewerberin tschetschenischer Her-
kunft genannt, die sehr anschaulich verschiedene oben
beschriebene Mängel des Asylverfahrens aufzeigt.17 Die
Asylbewerberin trug in ihrer Petition vor, es sei ihr nicht
möglich gewesen, während der Anhörung alle fluchtrele-
vanten Gründe darzustellen, da sie immer wieder vom
(männlichen) Einzelentscheider angewiesen wurde, sich
kurz zu halten und nicht über den ersten Tschetschenien-
konflikt zu berichten. Zudem wagte sie es nach eigener
Aussage nicht, aus Scham und im Beisein ihres Sohnes,
über ihre durch russische Soldaten erlittene Vergewalti-
gung zu berichten. Eine bereits vorbereite schriftliche Er-
klärung über das Geschehene durfte sie nach ihren
Angaben nicht zur Akte geben. Dieser Vortrag wurde vom
BMI in seiner Stellungnahme als unrichtig zurückgewie-
sen, unter anderem mit dem Argument, die Asylbewerbe-
rin hätte das Anhörungsprotokoll unterzeichnet und damit
die korrekte Durchführung und Protokollierung der An-
hörung bestätigt. Außerdem hätten sich aus Sicht des Ein-
zelentscheiders keine Hinweise auf eine geschlechts-
spezifische Verfolgung ergeben bzw. auf eine später festge-
stellte posttraumatische Belastungsstörung, somit auch
kein Anlass für eine Anhörung durch eine speziell geschul-
te Einzelentscheiderin bestanden.

Da der Petitionsausschuss im Regelfall keine persönli-
che Anhörung der Petentin oder des Petenten durchführt
und sich so kein eigenes Bild von der Glaubhaftigkeit des
Vorgetragenen und der Glaubwürdigkeit des Petenten
oder der Petentin machen kann, ist er angewiesen, sich aus
den schriftlich vorliegenden Dokumenten, wie zum Bei-
spiel dem Bescheid des BAFl, dem Anhörungsprotokoll,
einem eventuellen Beschluss oder Urteil des Verwaltungs-
gerichts, einem ärztlichen Gutachten und der Stichhaltig-
keit der vorgetragenen Argumente sein Urteil zu bilden.
Im vorliegenden Fall ergaben sich Hinweise auf eine
glaubhafte Aussage der Petentin aufgrund des sehr knap-
pen Anhörungsprotokolls, in dem ein überwiegender Teil
der Fragen den Reiseverlauf und Angaben zur Person be-

traf, während Fragen zum politischen Hintergrund der
Flucht nicht vertieft wurden. Natürlich enthielt das Anhö-
rungsprotokoll keinen Hinweis darauf, dass ein Doku-
ment der Petentin nicht zur Akte genommen oder sie
angewiesen worden war, ihre Darstellung kurz zu halten.
Da der Petitionsausschuss jedoch durch diverse stichhalti-
ge Eingaben anderer tschetschenischer Flüchtlinge auf die
knappe Anhörungsführung eines bestimmten Einzelent-
scheiders des BAFl aufmerksam geworden war, sprach in
diesem Fall viel für die Glaubwürdigkeit der Petentin. Zu-
dem wurde der Vortrag der Petentin im ablehnenden Be-
scheid des BAFl pauschal als unsubstanziiert und un-
glaubhaft bezeichnet, ohne dass auf bestimmte, in der An-
hörung vorgetragene und protokollierte Aussagen der Pe-
tentin, die Hinweis auf eine befürchtete Blutrache gaben,
eingegangen wurde.

Ein besonderer Kritikpunkt des Petitionsausschusses
ergab sich darüber hinaus im vorliegenden Fall und in an-
deren Petitionen tschetschenischer Flüchtlinge aus der
Tatsache, dass der die Anhörung durchführende Einzel-
entscheider nicht mit jenem Einzelentscheider identisch
war, der nach geraumer Zeit in einer anderen Außenstelle
des BAFl, nur unter Zugrundelegung eines knappen An-
hörungsprotokolls, den ablehnenden Bescheid erließ.
Nach Aussage des BMI war diese Praxis jedoch nur vor-
übergehender Natur und auf Engpässe in der besagten Au-
ßenstelle des BAFl zurückzuführen; es wurde zugesichert,
dass in Zukunft im Regelfall immer die Personenidentität
zwischen Anhörer und Entscheider gewahrt sein solle.

Über die Kritik an der Durchführung des Anhörungs-
verfahrens hinaus kam der Petitionsausschuss im beschrie-
benen Fall nicht nur hinsichtlich der Einschätzung der
Gefährdung der Petentin zu einem anderen Urteil als das
BAFl, sondern auch hinsichtlich der Frage, ob eine inlän-
dische Fluchtalternative in der Russischen Föderation für
tschetschenische Flüchtlinge gegeben sei. Unter Zugrun-
delegung von Erkenntnissen des UNHCR, von amnesty
international, der Kommission gegen Rassismus und Into-
leranz des Europarates und des Lageberichtes des Auswär-
tigen Amtes hielt der Ausschuss eine inländische
Fluchtalternative für die Petentin nicht für wahrschein-
lich. Aufgrund der Überweisung der Petition “zur Erwä-
gung” an die Bundesregierung führte das BAFl eine
informatorische Anhörung durch und stellte schließlich
das Vorliegen von Abschiebungshindernissen gemäß § 51
Abs. 1 AuslG fest.

3. Wiederaufgreifen des Verfahrens zu § 53 AuslG

Asylbewerber, die bereits sämtliche Rechtsbehelfe ge-
gen die Ablehnung ihres Asylantrages bzw. Asylfolgeantra-
ges erfolglos ausgeschöpft haben und geltend machen, im
Falle ihrer Rückkehr schweren Menschenrechtsverletzun-
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gen ausgesetzt zu sein, können beim BAFl einen Antrag
auf Wiederaufgreifen des Verfahrens gemäß § 53 AuslG
stellen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichtes ist ein solcher Wiederaufgreifensantrag
selbst dann möglich, wenn die Voraussetzungen eines
Asylfolgeantrages gemäß § 71 AsylVfG in Verbindung mit
§ 51 Abs. 1 bis 3 VwVfG nicht vorliegen.18 Das Bundesver-
waltungsgericht hat argumentiert, dass der verbindliche
Charakter einer Gerichtsentscheidung sich nach dem
Grundsatz der materiellen Gerechtigkeit richten müsse.
Über dieses Ermessen zur Wiederaufnahme hinaus habe
der Ausländer einen Anspruch auf erneute Überprüfung,
wenn er mit einer schwerwiegenden Bedrohung des Le-
bens und der körperlichen Unversehrtheit konfrontiert
würde, insbesondere einer schwerwiegenden Gefahr im
Sinne der Rechtsprechung des Gerichts im Zusammen-
hang mit § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG.

Das BAFl kann somit auch ein rechtskräftig abgeschlos-
senes Verfahren von sich aus hinsichtlich der Abschie-
bungshindernisse gemäß § 53 AuslG wiederaufgreifen
(“Wiederaufgreifen im weiteren Sinne”), wenn nachge-
wiesen ist, dass die frühere Entscheidung nicht korrekt
war. Wird das BAFl durch ein Petition auf das Vorliegen
von Abschiebungshindernissen hingewiesen, so werden
die Petenten häufig aufgefordert, formell einen Antrag auf
Wiederaufgreifen des Verfahrens zu stellen. Ist das BAFl
hierzu nicht bereit, kann auch der Petitionsausschuss, falls
er davon überzeugt ist, das eine schwerwiegende Gefahr
bei Rückkehr der Petentin oder des Petenten in die Heimat
droht, das BAFl um eine erneute Prüfung bitten. In den
Fällen, in denen in der Petition jedoch lediglich das bereits
mehrfach in verschiedenen Instanzen vorgetragene und
überprüfte Vorbringen wiederholt wird, ist auch bei einer
nochmaligen Prüfung kein anderes Ergebnis zu erwarten.

V. Zusammenfassung

Nur die wenigsten Fälle, in denen der Petitionsaus-
schuss um Hilfe gebeten wird, enthalten so deutliche gra-
vierende Fehler des BAFl und geben Anlass zu einer
positiven Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses
wie der oben beschriebe Fall. Wie bereits eingangs er-
wähnt, liegt dies häufig daran, dass Petitionen zu spät ge-
stellt werden oder dass schlichtweg keine offensichtlichen
Fehler des BAFl im Asylverfahren vorliegen, die Petenten
aber Kritik am Gerichtsverfahren vortragen oder den Peti-
tionsausschuss als letzte Instanz ansehen, der ihnen auch
außerhalb der rechtlichen Grundlagen zu einem weiteren
Verbleib im Bundesgebiet verhelfen kann. Nicht zu ver-
kennen ist auch die Bedeutung, die die politische Zusam-
mensetzung des Petitionsausschusses auf die Art der
Entscheidung im Einzelfall hat. Aber auch wenn der Peti-
tionsausschuss im Einzelfall nicht helfen kann, da sich kei-

ne Mehrheit findet oder eine Abhilfe rein rechtlich nicht
möglich ist, haben Petitionen eine wichtige politische Be-
deutung. Sie konfrontieren den einzelnen Abgeordneten
mit den Auswirkungen der Asylgesetzgebung in der Praxis
und können konkrete Hinweise für eine notwendige Ge-
setzesänderung geben.

“Kann, darf, soll” – die Spielräume der
Verwaltung

RA Prof. Dr. Holger Hoffmann, Bremen

1. Was kennzeichnet Ermessen, was

“unbestimmte” Rechtsbegriffe?

Jede und jeder, die/der im Bereich des Ausländer- und
Flüchtlingsrechts berät oder Kontakt mit diesem Rechts-
bereich gehabt hat, kennt diese Verben, die für Ansprüche
von Betroffenen alles und nichts bedeuten können:
“kann”, “darf”, “soll”, “ist befugt”. Es sind Wörter, deren
Verwendung in einem Paragraphen dem handelnden Be-
amten signalisiert: Er darf, muss aber nicht einem Antrag
stattgeben. Der Antragsteller kann lediglich beanspruchen,
dass der Mitarbeiter der Ausländerbehörde einen “Ermes-
sensspielraum”, den das Gesetz bei der Entscheidung über
eine Rechtsfolge gewährt, ermessensfehlerfrei ausübt. Er
muss die privaten Interessen des Antragstellers mit dem
“öffentlichen Interesse” hinreichend detailliert abwägen,
bevor die Rechtsfolge in Form eines Bescheides ergeht.

Während Ermessensausübung immer die Rechtsfolge-
seite der jeweils einschlägigen Norm betrifft, definieren
“unbestimmte Rechtsbegriffe” die Tatbestandsseite, also
die Voraussetzungen für die Rechtsanwendung der jewei-
ligen Norm. Derartige unbestimmte Begriffe sind bei-
spielsweise “besondere Härte”, “gesicherter Lebensunter-
halt”, “zumutbare Anforderungen” oder – im Grundgesetz
– “Würde des Menschen” (Art. 1 GG). Der Behördenmit-
arbeiter muss unbestimmte Rechtsbegriffe selbst auslegen.
Seine Auslegung kann im Streitfall von der Widerspruchs-
behörde oder dem Gericht kontrolliert werden.

Als wären diese beiden Probleme jeweils für sich ge-
nommen nicht schon kompliziert genug, finden sich im
Ausländerrecht darüber hinaus noch zahlreiche Normen,
bei denen auf Tatbestandsseite ein oder mehrere unbe-
stimmte Rechtsbegriffe verwendet werden und auf Rechts-
folgenseite Ermessen eröffnet ist, z. B. § 22 AuslG: Einem
“sonstigen Familienangehörigen” eines Ausländers “kann”
nach Maßgabe des § 17 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
werden (= Rechtsfolge), wenn es zur Vermeidung einer
“außergewöhnlichen Härte” erforderlich ist. In diesem
Fall ist also zunächst festzustellen, wer “sonstiger Fami-
lienangehöriger” ist und ob eine “außergewöhnliche Här-
te” vorliegt, bevor entschieden werden kann, ob eine
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